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Die Rolle der Wirtsdiaftsverbände in Frankreich
Freiw illige Partnerschaft zw ischen Staat und  Privatwirtschaft 

AlfredlFrisch, Paris

In der letzten halbjährlichen Generalversammlung des 
französischen Unternehmerverbandes erklärte dessen 

Präsident Georges Villiers, daß die Unternehmer von 
ihren Fachorganisationen auf allen Gebieten eine im­
mer w irkungsvollere Unterstützung erhielten. Die Fach­
verbände w ären heute ein wesentliches Räderwerk der 
W irtschaft als M ittler zwischen den Behörden und den 
Betrieben, indem sie dem Staat die für seine W irt­
schaftspolitik benötigten Informationen und M ittel lie­
ferten und durch kollektive Initiativen die Möglich­
keiten der isolierten Betriebe verstärkten  — unter 
Vermeidung ebenso unwirksamer wie kostspieliger 
staatlicher Methoden. In der gleichen Erklärung for­
derte der Präsident seine M itglieder auf, ihre inter­
nationale Konkurrenzfähigkeit durch Investitions­
anstrengungen und durch Preissenkungen, sobald sie 
denkbar wären, zu verbessern. Sie müßten sich ferner 
der Tatsache bewußt werden, daß der technische Fort­
schritt Hand in Hand ginge mit der Schulung und dem 
beruflichen Aufstieg des Personals.

A u fgaben  d e r  W eiterb ildun g

Der französische Untem ehm erverband hatte schon frü­
her den Beschluß gefaßt, sich energisch in die Berufs­
ausbildung und -Weiterbildung einzuschalten. Diese 
Gedankengänge sind mit einer Entschließung der In ter­
nationalen Handelskammer zum Abschluß ihres Kon­
gresses in Kopenhagen vom 22. bis 27. Mai 1961 in 
Beziehung zu setzen. Darin heißt es, daß die Zusam­
m enarbeit und das V ertrauen zwischen Regierung und 
Privatbetrieb wesentlich erscheinen. Das Privatunter­
nehmen brauche eine starke und stabile Regierung, die 
in der Lage ist, den wirtschaftlichen und juristischen 
Rahmen als Voraussetzung für die schöpferische und 
wirkungsvolle Tätigkeit der Privatwirtschaft zu schaf­
fen. Die Regierung benötige den Initiativgeist, die Zu­
ständigkeit und die Erfahrung des Privatunternehmens, 
um die Hoffnungen der breiten Masse erfüllen zu kön­
nen. Die Unternehmer andererseits hätten sowohl in­
dividuell wie über ihre nationalen und internationalen 
W irtschaftsverbände ihren Beitrag zur Überwindung 
des Mangels an technischen Fachkräften in den In­
dustriestaaten und in den Entwicklungsländern zu 
leisten, indem sie Erziehungs- und Ausbildungspro­
gramme verwirklichten, um eine möglichst große Zahl 
sachkundiger Betriebsführer zu schulen.

Abschließend heißt es, daß die W eltlage so beängsti­
gend ist, daß sich Unternehmer w ie Arbeiter, W irt­
schaftskreise wie Regierungen von ihren Vorurteilen 
befreien müßten, um zu einem neuen 'G eist der Zu­
sammenarbeit zu gelangen. Zwischen den V orstellun­
gen des Präsidenten des französischen Unternehmer­
verbandes und den Gedanken der Internationalen 
Handelskammer besteht völlige Übereinstimmung. Es

handelt sich hierbei um sehr bem erkenswerte moderne 
Entwicklungstendenzen, die an Hand des französischen 
Beispiels gut erläutert w erden können.

K o n sertie r te  W irtschaft a ls  R ahm en fü r d ie  
W irtschaftsverbände

Vor Beschreibung der Rolle der Wirtschaftsverbände 
in Frankreich erscheinen einige grundsätzliche Dar­
legungen hinsichtlich der Voraussetzungen für die be­
rufständische Aktion zweckmäßig. Das Fundament, auf 
das sich die Fachverbände mehr und mehr stützen, bil­
det das in Frankreich zur wirtschaftspolitischen Theorie 
gewordene Systeni der sogenannten konzertierten 
Wirtschaft, der möglichst engen und vertrauensvollen 
Zusariimenarbeit zwischen Staat und Privatunterneh­
men. Seit einigen Jahren  sind praktische Auswirkungen 
dieser Theorie zu beobachten. Ihr entspricht vor allem 
das französische Planungsprinzip.

Der französische W irtschaftsplan wird jeweils von ge­
mischten Ausschüssen, in denen die Privatwirtschaft 
neben den Behörden gleichberechtigt vertreten  ist, 
vorbereitet. W ährend langer M onate unterhalten sich 
m ehrere tausend Sachverständige über die Entwick­
lungsmöglichkeiten in den einzelnen Wirtschaftszwei­
gen. Das letzte W ort gehört natürlich der Regierung, 
ohne daß hierdurch der Plan einen obligatorischen 
Charakter erhält. M eistens werden nur einige Punkte 
für die Finanzierung, die die allgemeine wirtschafts­
politische Orientierung und die staatlichen Betriebe 
betreffen, abgeändert, w ährend die Regeln für die ein­
zelnen Branchen ziemlich getreu den Ergebnissen der 
privat-staatlichen Gemeinschaftsarbeit auf Sachver­
ständigenebene entsprechen. Der Plan wird verw irk­
licht, nicht weil er vom Parlam ent verabschiedet wurde, 
sondern hauptsächlich, weil ihn die Privatwirtschaft 
als eigene Richtlinie anerkannte, schon bevor er offi­
ziell in Kraft trat. Gleichzeitig erhält die Privatw irt­
schaft die M öglichkeit,. der Regierung ihre Wünsche 
für verschiedene konkrete Fragen mit dem erforder­
lichen Nachdruck, meistens als Bedingung für die Plan­
erfüllung, zu unterbreiten: Kreditpolitik, Steuern, Sub­
ventionen usw.

G em ischtw irtschaftliche U nternehm en u nd V erträge

Die konzertierte W irtschaft besitzt weitere Ausdrucks­
formen, nicht zuletzt die Gründung gemischter Gesell­
schaften mit staatlicher und privater Beteiligung, mei­
stens durch Einschaltung der staatlichen Betriebe. In 
den letzten Jahren wurden mit Industriezweigen auch 
V erträge im eigentlichen Sinne sehr eigener Art ab­
geschlossen. In einigen Fällen verband die Regierung 
die Verringerung der Umsatzsteuer für bestimmte W a­
ren mit dem Versprechen der Fabriken, einen bestimm­
ten Exportumfang zu erreichen. Offiziell begründet
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w ird dieses V erfahren mit der Ausweitung des In­
landsum satzes durch die Steuersenkung und der ent­
sprechenden Verbilligung der Gestehungskosten dank 
erhöhter Serienfertigung. Offiziös diente aber mitunter 
die gesparte Umsatzsteuer zur Finanzierung eines Ex­
portausgleichsfonds. Seit der letzten Franc-Abwertung 
kam  d ie Industrie von diesen Methoden weitgehend ab.

A ndere m ehr oder weniger inoffizielle Abkommen 
zwischen der Regierung und der Industrie verbanden 
K reditverbilligung durch staatliche Zinsbonifikationen 
oder einfache Krediterleichterungen mit Exportzusagen, 
w ährend w eitere V erträge die Modernisierung durch 
das Versprechen ermutigten, während einer bestimm­
ten  Frist die Einfuhrkontingente beizubehalten. Andere 
Industriezw eige m ußten der Regierung versprechen, 
ih re Preise sehr niedrig zu halten, um gewisse Vorteile 
einzuhandeln, sei es auf dem Gebiete der Kredite, sei 
es bei der Zoll- und Ausfuhrpolitik.

N eueidings bürgert sich noch eine weitere, sehr ge­
schmeidig gestaltete Kategorie von Verträgen ein. Der 
S taat beteiligte sich so an dem Forsdiungsprogramm 
eines Röhrenwerkes. Das erwogene Verfahren würde 
zu einer wesentlichen Verbilligung der Fabrikation 
führen und Frankreichs Exportstellung handelsmäßig 
sowie technisch stärken. Verlaufen die Forschungs­
arbeiten erfolgreich, dann erhält der staatliche Beitrag 
die Form eines rückzahlbaren, wenn auch unverzins­
lichen Kredits, enden sie mit emem Fehlschlag, dann 
betrachtet der Staat seinen Zuschuß als Subvention. '

Es ist geplant, staatliche Kredite oder indirekte Sub­
ventionen verschiedenster A rt mit der Verwirklichung 
von Konzentrationen oder Arbeitsteilungen zu ver­
binden. Die Regierung beabsichtigt ferner, die Sozial­
reform  innerhalb der Betriebe durch Vergünstigungen 
und Ermutigungen zu fördern — wieder auf diesem 
bilateralen, halbstaatlichen W ege, wobei die getroffe­
nen V ereinbarungen nicht notwendigerweise veröffent­
licht werden.

D er fF irUchaftsverband a ls R elaisstation

Es ist klar, daß es den staatlichen Stellen, von Aus­
nahm efällen abgesehen, nicht möglich ist, mit einzel­
nen Betrieben zu verhandeln. Sie benötigen dringend 
die Wirtschafts- oder Fachverbände als Relaisstation, 
sowohl für die Planung als auch für den Abschluß der 
verschiedenen Verträge. Diese Organisationen erhalten 
infolgedessen durch das System der konzertierten 
W irtschaft nicht nur wirtschaftliche, sondern auch po­
litische Berechtigung. Keinem Franzosen käme es in 
den Sinn, den W irtschaftsverbänden irgendwelche Vor­
w ürfe wegen einer zu starken Einmischung in die 
öffentlichen Angelegenheiten zu madien oder wegen 
zu häufiger Interventionen bei staatlichen Stellen. Sie 
gehören einfach zum Mechanismus des vorhandenen 
politischen und wirtschaftlichen Regimes. Es gilt als 
selbstverständlich, daß sich ein Minister vor wichtigen 
Entscheidungen der Unterstützung der interessierten 
V erbände — natürlich auch der Gewerkschaften, mit 
der Einschränkung, daß sie nicht mehr allzu repräsen­
ta tiv  sind — vergewissert.

Hamburg ■ Frankfurt 
München ■ Köln/ Bonn
Das sind die direl^ten Ausgangs­
punkte für Ihre Flugreise nach 
NewYork*. Unter den 19 wöchent­
lichen LU FT H A N S A -D ien ste n  
finden bestimmt auch S ie  Ihre 
ideale Verbindung - selbstver- 
ständlichzeitgemäßmitBoeingJet

'Anschlüsse von allen deutschen 
Flughäfen 

Fragen Sie Ihr lATA-Reisebüro
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Das französisdie Verfahren untersdieidet sidi deutlidi 
von dem klassisdien Lobby und audi vom Korporatis­
mus. Das Lobby besteht in einseitiger Interessen­
vertretung, der Korporatismus verfleditet die Wirt- 
sdiaftlidie Berufsordnung mit einem politisdien Re­
gime und steht im W idersprudi zu den elementaren 
Regeln der Demokratie. In Frankreidi geht es vor 
allem um den ständigen Dialog zwisdien W irtsdiaft 
und Staat, mit dem Ziel, zu einer gemeinsamen, gegen­
seitig als zwedimäßig anerkannten Lösung zu gelan­
gen. Es handelt sidi vor allem um eine freiwillige 
Partnersdiaft, die übrigens Konflikte nidit notwendiger­
w eise aussdiließt. Läßt sidi keine Übereinstimmung 
erzielen, dann muß der Staat seine Entsdieidungen 
unter eigener Verantwortung allein treffen.

Die französisdien Verhältnisse werden ferner getragen 
von einem nidit zu untersdiätzenden, staatspolitisdien 
sowie sozialen Bewußtsein der Unternehmersdiaft. 
Die W irtsdiaft hat in den letzten Jahrzehnten zu stark 
unter den Verirrungen der Politik gelitten, als daß sie 
in ihrem Bereidi dem Staat gleidigültig gegenüber­
stehen könnte und nidit bereit wäre, in die ihr von 
der Verwaltung auf Idem W ege der konzertierten W irt­
sdiaft gereidite Hand einzusdilagen. Die gesamte 
französisdie Europapolitik w ar bisher stark  wirtsdiaft- 
lid i unterm auert. Die Ratifizierung des Gemeinsamen 
M arktes galt in dem Augenblidt als gesidiert, als sidi 
der französisdie Untem ehm erverband zu seinen Gun­
sten ausspradi. Die Europaarmee wäre w ahrsdieinlidi 
n id it gesdieitert, wenn man die unbereditigte Oppo­
sition der französisdien W irtsdiaft durdi eine geeig­
nete Aufklärung neutralisiert hätte.

Die Industrie legt W ert auf ein M itspradieredit bei 
Entsdieidungen, die langfristig die gesamte Zukunft 
des Landes beeinflussen, sie lehnt es in diesem Sinne 
ab, sidi etwa in Anlehnung an die liberalen Vorstel­
lungen des 19. Jahrhunderts völlig unpolitisdi zu ver­
halten. Man muß darauf hinweisen, daß es sidi hierbei 
keineswegs um den persönlidien Ehrgeiz einiger V er­
bandspräsidenten handelt, sondern um eine in die 
Tiefe gehende Bewegung. Die Fadiverbände, die sidi 
auf freiwillige M itglieder verlassen müssen, sind nidit 
zuletzt deswegen so stark  und repräsentativ, weil ihre 
Aktion den W ünsdien der Masse der Unternehmer 
entspridit, weil jeder einzelne die Nützlidikeit der 
konzertierten W irtsdiaft mit all ihren Regeln aner­
kennt und W ert darauf legt, in den versdiiedenen Gre­
mien durdi seine eigenen Fadiorganisationen vertre­
ten zu sein.

Vor einigen Jahren gab es in Frankreidi nodi Außen­
seiter, besonders im Unternehmerverband und in den 

.großen Industrieorganisationen, augenblidilidi dürfen 
die Verbände für ihre versdiiedenen Initiativen, selbst 
wenn sie mit finanziellen Opfern verbunden sind, mit 
der Unterstützung so gut wie a ller Mitglieder, ein­
sdiließlidi der Kleinbetriebe, redinen. Dies ist beson­
ders bei Konzentrations- und Umstellungsprogrammen, 
die von den Betrieben im Rahmen gegenseitiger Soli­
darität selbst finanziert werden müssen, der Fall. Die

mit Abgaben verbundenen freiwilligen Besdilüsse der 
französisdien Baumwollindustrie wurden so mit Mehr­
heiten von 98 bis 100«/» gefaßt.

D ie so z ia le  V erpflich tung

Hiermit gelangt man zur sozialen Verpfliditung des 
französisdien Unternehmers. Er besteht auf der Sdiaf­
fung einer Betriebsgemeinsdiaft und auf einem rei­
bungslosen Verhältnis zwisdien Arbeitgebern und 
Belegsdiaften innerhalb eines Wirtsdiaftszweiges. 
Mit Lohnverhandlungen, Produktivitätsprämien und 
Gewinnbeteiligungen allein ist es n id it getan. In den 
Vordergrund des sozialen Interesses rüdit bei den 
A rbeitern mehr und mehr der beruflidie Aufstieg und 
die, S idierheit des Arbeitsplatzes. W enn der Unter­
nehm er seine Belegsdiaft jeweils der Konjunktur op­
fert, läßt sidi kein innerbetrieblidies V ertrauensver­
hältnis herstellen. N adi französisdier Überzeugung 
muß der A rbeiter wissen, daß Konzentration, Auto­
matisierung, Rationalisierung usw. nidit auf seine Ko­
sten verw irklidit werden, daß im Falle von strukturell 
oder tedinisdi bedingten Entlassungen irgendwie für 
ihn gesorgt wird, sei es durdi die Umstellung nidit mehr 
leistungsfähiger Betriebe, sei es durdi Umsdiulungs- 
kurse usw. Für diese soziale Aktion, die über den 
Rahmen eines einzelnen Betriebes hinausgeht, bedarf 
es leistungsfähiger und straff organisierter Fadiver­
bände, ebenso wie für die Organisation beruflidier 
Sdiulungskurse, sei es zur Ausbildung, sei es zugun­
sten des sozialen Aufstiegs.

Eine n id it zu untersdiätzende Rolle spielt in  Frank­
re id i sdiließlidi die persönlidie Verbindung, die zwi­
sdien den Leitern der Fadiverbände oder der Groß­
betriebe und den hohen Beamten häufig besteht. Fast 
alle Fachverbände stellten in  den letzten Jahren her­
vorragende Kräfte an ihre Spitze und n id it selten 
hohe Beamte, die aus persönlidien oder finanziellen 
Gründen den Staatsdienst verließen. Ihre fadilidie 
Leistungsfähigkeit und Initiativkraft ist bem erkens­
wert. M eistens gingen sie aus den gleidien Elitesdiu- 
len hervor wie die staatlidien Beamten, mit denen sie 
infolgedessen ein gewisser Korpsgeist sowie gute 
Kameradsdiaft vereint. Die m ensdilidien Vorausset­
zungen für eine reibungslose Zusammenarbeit zwi­
sdien W irtsdiaft und Staat sind dem nadi gesdiaffen, 
während die einzelnen Unternehmer mit Redit ihren 
so geführten Fadiverbänden volles V ertrauen sdien- 
ken, denn sie wissen, daß sie sidi auf diese W eise die 
beste W ahrung ihrer Interessen sidierstellen.

V erzu eig te  S tru ktur

Es würde zu weit führen, die S truktur und die Ver­
zweigung der französisdien W irtsdiafts- und Fadiver­
bände in allen Einzelheiten darzulegen. Es seien da­
her nur einige bezeidinende Beispiele aufgeführt.

Die einflußreidiste Dadiorganisation bildet der fran­
zösisdie U nternehmerverband, der sowohl die Indu­
strie wie die Banken, den Handel und über die Lebens­
m ittelindustrie audi einen Teil der Landwirtsdiaft 
erfaßt. Unabhängig von ihm arbeiten die zahlreidien
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Industrieföderationen, die ihrerseits, unter Zusammen­
fassung von Fachverbänden für die jeweiligen Pro­
duktionszweige, teilw eise wieder Dadiorganisationen 
sind. Die Industrieföderationen sind keine Konkurrenz 
zum Unternehm erverband, dem sie alle direkt oder 
indirekt angehören, sie besitzen jedodi völlige A k­
tionsfreiheit und können sidi audi um Fragen küm­
mern, die vom Unternehmerverband behandelt w er­
den, allerdings mit der Einsdiränkung, daß sie sich 
auf die unm ittelbaren Berufsinteressen ih rer Mitglie­
der besdiränken, w ährend der Unternehmerverband 
für die W irtsdiafts- und Sozialpolitik, als Einheit be­
trachtet, zuständig ist, was ihn allerdings nidit daran 
hindert, von Fall zu Fall zugunsten einer einzigen 
Brandie zu intervenieren. Die Schwergewiditsvertei- 
lung zw isdien den industriellen Gesamtverbänden und 
den spezialisierten Brandienorganisationen wediselt 
je  nad i Wirtschaftszweig. So spielt die Föderation der 
m edianisdien  Industrien eine führende Rolle und läßt 
den angesdilossenen Verbänden fast nur noch techni­
sche Aufgaben, während die Union der Textilindu­
strien, eine andere zusammenfassende Dachorganisa­
tion, neben den Verbänden der Baumwoll-, der Woll- 
und der Ju teindustrie einen verhältnismäßig beschei­
denen Platz einnimmt. '

A lle Fachorganisationen der Industrie zeichnen sich 
durch eine bem erkenswerte Autonomie ihres Verwal­
tungsapparates aus. Nur der Form nadi sind ihre Prä­
sidenten oder G eneralsekretäre Beauftragte oder An­
gestellte der Migliedsfirmen. Tatsächlich besitzen sie 
eine sehr große Initiativfreiheit oder gehören zu den 
Spitzenkräften der Wirtschaft, selbst ohne jeden eige­
nen industriellen Hintergrund. Meistens, wenn auch 
nicht immer, ist der Präsident ein von den M itgliedern 
gew ählter Unternehmer, während der Verband gelei­
te t w ird von einem Generaldelegierten, der gleidizei- 
tig den Titel des Vizepräsidenten besitzt und in die 
K ategorie der Sachverständigen oder Technokraten 
fällt, dem A pparat vorsteht und ziemlich selbständig 
Entscheidungen treffen darf. Das letzte W ort gehört 
natürlich stets der Mitgliederversammlung, besonders 
w enn es um finanzielle Belange geht. Diese General­
delegierten sind in der Lage, mit den besten Sachver­
ständigen der Regierung als völlig gleichberechtigte 
Partner, besonders was die Ausbildimg und das W is­

sen betrifft, zu verhandeln. W ie bereits erwähnt, ge­
hören sie meistens der gleichen Eliteschicht, dem glei­
chen technokratischen Stamm an.

A k tive  W irtschaftstä tigkeit

Das Aufgabengebiet der französischen W irtschaftsver­
bände w eitet sich ständig aus. Das Stadium der reinen 
Interessenvertretung ist seit langem überschritten. In 
den Vordergrund drängt sich mehr und mehr die posi­
tive W irtschaftstätigkeit. Es geht viel weniger darum, 
einen Gruppenegoismus durchzusetzen, als den W irt­
schaftszweig leistungs- und widerstandsfähig zu ma­
chen und seine verschiedenen Probleme befriedigend 
zu lösen. Zusammen mit der Regierung setzen sich 
daher die Privatorganisationen für Preisstabilität, 
Ausfuhr, Rationalisierung und sozialen Forsdiritt ein.

Der Unternehm erverband gründete — übrigens mit 
finanzieller staatlicher Unterstützung — verschiedene 
Exportgruppen, die sich um die Steigerung der fran­
zösischen Ausfuhr nach den einzelnen W ährungszo­
nen bemühen. Der Verband der mechanischen Indu­
strien zog eine kollektive W erbeaktion eigener Art 
in den ehemaligen französischen Kolonialgebieten auf. 
Die lokalen V ertretungen sind mit Ausbildungszen­
tren verbunden, in  denen die Afrikaner mit franzö­
sischen Maschinen vertraut gemacht werden. Zahlreiche 
Schulungskurse aller Art w erden von sämtlichen Ver- • 
bänden veranstaltet oder unterstützt. Ein guter Teil 
der A ktivität dient seit einigen Jahren  strukturellen 
Sanierungsprogrammen. Die bem erkenswertesten Er­
folge weist die Baumwollindustrie auf, der es auf 
kollektiver Grundlage gelang, in verhältnism äßig kur­
zer Frist eine größere Anzahl weniger leistungsfähi­
ger Anlagen stillzulegen und die anderen Fabriken 
energisch zu - modernisieren. Die M itglieder nahmen 
fast einstimmig m ehrere Aktionsprogramme an und 
opferten für deren Finanzierung einen Prozentsatz 
ihres Umsatzes. Ähnliche V erhältnisse bestehen in der 
Juteindustrie. Der Verband der Baumwollindustrie 
steh t seinen M itgliedern für folgende Fragen zur Ver­
fügung: Information, Ausbildung, Rohstoffe, Material, 
Finanzierung, juristische und steuerliche Angelegen­
heiten, Staatsaufträge, Ausfuhr, Einfuhr und Binnen­
markt.
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M ehr und mehr verbreitet sind in Frankreich außer­
dem Finanzierungsgenossenschaften, die die wichtig­
sten Betriebe zusammenfassen und Anleihen, deren 
Ertrag nach einem vereinbarten Schlüssel unter die 
M itglieder verteilt wird, auflegen. Der Kapitalmarkt 
hat zu diesen Einrichtungen volles Vertrauen. Häufig 
können die einzelnen Firmen nicht selbst in Erschei­
nung treten, weil ihr Kredit hierzu nicht ausreicht. 
Diese Gemeinschaftsanleihen lassen sich außerdem zu 
einem niedrigeren Zinssatz unterbringen. Derartige 
Finanzierungsgruppen bestehen z. B. für die Stahlin­
dustrie, die elektrotechnische Industrie, die mechani­
sche Industrie; sie sind geplant für, die Baumwollindu­
strie, für die chemische Industrie u. a.

Am weitesten ging der Verband der mechanischen 
Industrie, indem er sich zusammen mit staatlichen 
Großbanken und anderen Gruppen an zwei Gesell­
schaften beteiligte, und zwar zur Förderung der Mo­
dernisierung, der Konzentration und der Umstellung 
seiner Mitgliedsfirmen. W ährend das eine Unterneh­
men vor allem als Studienbüro arbeitet und die Gewäh­
rung von Krediten durch entsprechende Empfehlungen 
erleichtert, ist das zweite berechtigt, sich an Klein- 
und M ittelbetrieben sogar zu beteiligen, sofern auf 
anderem W ege keine Sanierung möglich erscheint. 
Selbst wenn der finanzielle Anteil des Verbandes an 
diesen Gesellschaften vorwiegend einen symbolischen 
Charakter besitzt, muß es als eigenartige Erscheinung 
gelten, werm ein Fachverband ernstlich erwägt, sich 
an der einen oder anderen Mitgliedsfirma zu betei­
ligen. Hiermit beginnt er ganz eindeutig, eine eigene

selbständige wirtschaftliche Rolle zu spielen und über 
den normalen Rahmen seiner Tätigkeit hinauszugehen. 
Die Aktion der mechanischen Industrie darf nicht als 
Ausnahmefall angesehen werden. Sie bereitet den Weg 
für ähnliche Maßnahmen anderer Fachverbände vor, 
d. h. für eine neue Entwicklungstendenz auf diesem 
Gebiete.

Die Organisationen der französischen Privatwirtschaft 
versuchen schließlich, ihre Arbeitsm ethoden auch 
auf europäischer Ebene einzubürgern und die zahlrei­
chen, in den letzten Jahren entstandenen europäischen 
Verbände in diesem Sinne zu beeinflussen. Der Ge­
meinsame M arkt erscheint ihnen ganz allgemein als 
Rechtfertigung ihrer umfassenden Aktion und als zu­
sätzlicher Ansporn. Die Erfordernisse des Gemeinsa­
men M arktes werden von ihnen, immer wieder als 
Begründung für ihre Wünsche und für, die straffere 
Erfassung der französischen Wirtschaftszweige ange­
führt. Sie sind außerdem der Überzeugung, daß die 
Verbände, national und europäisch, eine nicht zu unter- 
scbätzende Rolle zugunsten der Verwirklichung des 
Gemeinsamen M arktes zu spielen haben. Zu ihren 
Aufgaben gehört es, etwaige Hindernisse zu beseiti­
gen und drohende Gefahren zu neutralisieren. Man 
darf schließlich feststellen, daß den französischen Ver­
bänden in diesem Sinne kartellistische Absichten fern­
liegen. Gewiß, das Kartell wird nicht notwendigerweise 
abgelehnt, es ist jedoch kaum mehr als ein gelegent­
liches W erkzeug, denn als großes Ziel schwebt allen 
Verbänden die europäische A rbeitsteilung und die 
internationale Konkurrenzfähigkeit der Betriebe vor.
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